
Gleichberechtigung von Mann und Frau

Bürger sorbischer Nationalität auf Pflege ihrer Mut­
tersprache und Kultur.
Da die G. das Vorhandensein gleicher Bedingungen 
für die Grundrechtsverwirklichung voraussetzt, ist es 
zur Schaffung solcher Bedingungen erforderlich, be­
stimmte soziale Gruppen von Bürgern besonders zu 
fördern. Die Verfassungsbestimmungen über die 
Förderung der Frau (Art. 20), die Berücksichtigung 
der sozialen Struktur der Bevölkerung bei der Auf­
nahme in höhere Bildungseinrichtungen (Art. 26) 
oder die Förderung der sorbischen Volksgruppe bei 
der Pflege ihrer Muttersprache und Kultur (Art. 40) 
schaffen daher keine Privilegien, sondern sichern die 
Bedingungen für die gleichberechtigte Stellung im 
Leben der sozialistischen Gesellschaft.

Gleichberechtigung von Mann und Frau - Verfas­
sungsgrundsatz (Art. 20 Abs. 2) für die Gestaltung 
und Verwirklichung der sozialistischen Rechtsord­
nung, der gewährleistet, daß Frauen wie Männern al­
le Möglichkeiten gegeben sind, gleichberechtigt an 
der Gestaltung der entwickelten sozialistischen Ge­
sellschaft mitzuwirken und sich als sozialistische Per­
sönlichkeiten zu entfalten. Die G. ist ein wesentli­
ches Element der Z Gleichberechtigung der Bürger 
und eine der größten Errungenschaften des Sozialis­
mus. Sie wird dadurch gesichert, daß die gesell­
schaftlichen und materiellen Voraussetzungen für 
die gleichberechtigte Stellung der Frau in der DDR 
zielstrebig ausgebaut wurden und weiter vervoll­
kommnet werden. Mit der Überwindung der kapita­
listischen Ausbeutung befreite der Sozialismus auch 
die Frau von jener doppelten Unterdrückung, die ihr 
in der Ausbeuterordnung auferlegt war. Zur G. ge­
hört die gleichberechtigte Stellung der Frau im Be­
rufsleben. In der DDR hat die Frau Zugang zu allen 
Berufen, die mit ihrer Konstitution vereinbar sind; 
sie leistet in sämtlichen Wirtschaftszweigen einen be­
deutenden Beitrag zur Erfüllung der gesellschaftli­
chen Aufgaben. Uneingeschränkt wird der in der 
Verfassung fixierte Grundsatz verwirklicht, daß 
Mann und Frau das Recht auf gleichen Lohn bei glei­
cher Arbeitsleistung haben (Art. 24). Unter diesen 
Bedingungen nimmt die übergroße Mehrheit der 
Frauen ihr Z Recht auf Arbeit wahr; 90 Prozent der 
arbeitsfähigen Frauen sind berufstätig oder befinden 
sich in der Ausbildung. Unterstützung und Förde­
rung der berufstätigen Mütter ist besonderes Anlie­
gen des sozialpolitischen Programms von Partei und 
Regierung. Der Ausbau des Netzes der Kinderein­
richtungen, die Versorgung mit Wohnraum im Zuge 
des Wohnungsbauprogramms, vielfältige soziale 
Maßnahmen zur Förderung von Ehe und Familie, 
zur Unterstützung berufstätiger Mütter, Kinderrei­
cher und Alleinstehender erleichtern es den Müt­
tern, sowohl einer beruflichen Tätigkeit nachzuge­
hen wie ihre Aufgaben in der Familie zu erfüllen (Z 
Familienförderung A Frauenförderung Z kinder­
reiche Familie Z Mutter- und Kinderschutz Z Recht 
auf Achtung, Schutz und Förderung von Ehe, Fami­

lie und Mutterschaft). Die G. wird durch gleiche Bil­
dungsmöglichkeiten (Z Recht auf Bildung) gesi­
chert. Jungen und Mädchen lernen gemeinsam in 
den allgemeinbildenden Schulen; sie sind gleicher­
maßen berechtigt und verpflichtet, einen Beruf zu 
erlernen (Art. 25 Verfassung); es ist selbstverständ­
lich, daß auch Mädchen zum Z Facharbeiter ausge­
bildet werden oder ein / Fachschulstudium oder / 
Hochschulstudium aufnehmen. Gerade für berufstä­
tige Frauen bestehen viele Möglichkeiten ihrer wei­
teren Qualifizierung {/ Weiterbildung A Aspiran­
tur Z postgraduales Studium).
Im politischen Leben der DDR nehmen die Frauen 
einen immer bedeutenderen Platz ein. In wachsen­
dem Maße wirken sie als Abgeordnete und Mitarbei­
ter staatlicher Organe, in den politischen Parteien, 
den Gewerkschaften und anderen gesellschaftlichen 
Organisationen und erfüllen hier verantwortungs­
volle Aufgaben. Der Demokratische Frauenbund 
Deutschlands, die Massenorganisation der Frauen in 
der DDR, setzt sich für die Verwirklichung der 
Rechte der Frauen ein und fördert ihre Aktivität in 
Staat und Gesellschaft. Das Z Wahlrecht und das 
Recht, öffentliche Funktionen auszuüben, sind für 
Frauen in keiner Weise eingeschränkt, sie werden 
von ihnen verantwortungsbewußt wahrgenommen. 
Der gleichberechtigten Stellung der Frau in der Z 
Familie dienen die Bestimmungen des Z Familien­
rechts. Die Erziehung der Kinder ist das gemeinsame 
Recht und die gemeinsame Pflicht der Ehegatten; al­
le Angelegenheiten des gemeinsamen Lebens wer­
den von ihnen im gegenseitigen Einverständnis gere­
gelt. Die Ehegatten sollen ihre Beziehungen zuein­
ander so gestalten, daß beide das Recht auf Entfal­
tung ihrer Fähigkeiten zum eigenen und zum gesell­
schaftlichen Nutzen voll wahrnehmen können (Z 
Ehe).

Gleichheit vor dem Gesetz - Prinzip des Z sozialisti­
schen Rechts, das wesentlich die Stellung der Bürger 
in der Gesellschaft bestimmt. Es ist in Verbindung 
mit der Z Gleichberechtigung der Bürger in Art. 20 
Verfassung geregelt und besagt, daß jedem Bürger 
die gleiche Wertung und Beurteilung, die gleiche Be­
handlung und Entscheidung zuteil werden muß, wie 
sie unter gleichen objektiven und subjektiven Um­
ständen anderen Bürgern zuteil wird. Jegliche unge­
rechtfertigte, den für alle geltenden Normen wider­
sprechende Bevorzugung oder Benachteiligung 
eines Bürgers ist unzulässig. Die G. garantiert, daß 
jeder Bürger seine in den Gesetzen und anderen 
Rechtsvorschriften begründeten Rechte verwirkli­
chen kann; von jedem ist zu fordern, daß er seine 
rechtlich begründeten Pflichten erfüllt, und jeder 
wird nach den allgemeingültigen Normen für began­
gene Rechtsverletzungen zur Verantwortung gezo­
gen.
G. bedeutet nicht formale Gleichstellung, nicht Au­
ßerachtlassung der Individualität und der sozialen 
Umstände. Bei der Rechtsgestaltung und Rechtsver­
wirklichung werden die konkreten gesellschaftlichen 
und individuellen Bedingungen beachtet, unter de­
nen die Bürger leben und arbeiten, die Unterschiede
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